
Rabat/Berlin. Wenn es das Ziel
der marokkanischen Regierung
gewesen sein sollte, die deutsche
Diplomatie in Verwirrung zu
stürzen, so ist ihr das gelungen.
AmMontagabend tauchte in meh-
reren marokkanischen Netzzei-
tungen ein vorgebliches Rund-
schreiben des Außenministers
Nasser Bourita an seine Kabi-
nettskollegen auf, in dem der
Chefdiplomat darum bittet, „jeg-
lichen Kontakt oder jede Kon-
taktaufnahme mit der deutschen
Botschaft in Marokko auszuset-
zen“. Auch deutsche Stiftungen
im Land sind betroffen. Es gebe

zwischen den beiden Ländern
„profunde Missverständnisse“.
Aber welche mögen das sein? Die
Antwort auf dieses Rätsel war im
Laufe des Dienstags noch nicht
gefunden. Das Auswärtige Amt
bestätigt, von dem Problem zu
wissen. Vorerst nicht mehr.

KonfliktthemaWest-Sahara
„Die Lage ist gestern für uns sehr
überraschend eingetreten“,
schreibt das Büro der CSU-nahen
Hanns-Seidel-Stiftung (HSS) in
der marokkanischen Hauptstadt
Rabat auf Anfrage dieser Zeitung.
„Eine Bewertung können wir der-

zeit noch nicht vornehmen.“Wie
die HSS sind auch die Fried-
rich-Ebert-, die Heinrich-Böll-,
die Friedrich-Naumann- und die
Konrad-Adenauer-Stiftung be-
troffen. Sie alle sind ratlos. Sind
sie der marokkanischen Regie-
rung unwissentlich auf die Füße
getreten oder wegen politischer
Kontakte in Misskredit geraten?
Tun sie zu viel für die Zivilgesell-
schaft in einem Land, das sich
mühsam von einem autoritären
zu einem freiheitlichen System
bewegt? Sie wüssten gern mehr.

Den meisten fällt vor allem ein
Konfliktthema ein: die West-Sa-

hara. Die ehemalige spanische
Kolonie wurde 1975 vonMarokko
besetzt undmacht dem Land seit-
dem vor allem diplomatischen
Ärger. Der Rest der Welt besteht
auf einem Referendum über eine
staatliche Unabhängigkeit der
West-Sahara oder Autonomie in-
nerhalb des marokkanischen
Staates. Marokko aber weigert
sich, ein Referendum zuzulassen.

Die deutsche Position in dem
Streit habe sich in den letzten Jah-
ren nicht geändert, heißt es bei
den überraschten deutschen Di-
plomaten. Allerdings hatte Berlin
im Dezember als Mitglied des

UN-Sicherheitsrates das Thema
auf die Tagesordnung gehoben,
nachdem die USA die RechteMa-
rokkos auf das umstrittene Gebiet
anerkannt hatten.

Inwieweit der Reiseverkehr
von dem Streit betroffen sein
wird, ist unklar. Momentan sind
Einreisen für Touristen wegen
Corona ohnehin nicht möglich.
Eine Hoffnung bleibt immerhin:
„Wir haben keine Hinweise dar-
auf, dass Marokko die diplomati-
schen Beziehungen komplett ab-
brechen will“, heißt es in Diplo-
matenkreisen.

Martin Dahms/Stefan Kegel

Marokkanisches Rätsel für Berlin
Diplomatie Die Regierung in Rabat kappt die Verbindungen zur Botschaft – und niemand sagt, warum.

Zweifel an
Polens
Justizsystem

Luxemburg. Seit 2015 regiert die
nationalkonservative Partei PiS in
Polen und versucht, die Justiz un-
ter Kontrolle zu bekommen. Meh-
rere Gesetze veränderten unter
anderem die Regeln für die Be-
setzung des Verfassungsgerichts,
des Obersten Gerichts und des
Justizverwaltungsrats, der die
Richter vorschlägt und de facto
wählt. Nun hat der Europäische
Gerichtshof (EuGH) den fehlen-
den Rechtsschutz moniert und
festgestellt: Gesetze, die „syste-
mische Zweifel“ an der Unabhän-
gigkeit der polnischen Justiz
nahelegen, dürfen die Gerichte
nicht mehr anwenden.

Im konkreten Fall hatte der neu
zusammengesetzte Justizverwal-
tungsrat im August 2018 Vor-
schläge zur Besetzung von acht
Richterstellen am Obersten Ge-
richt Polens gemacht. Fünf Be-
werber, die nicht berücksichtigt
wurden, klagten dagegen beim
Obersten Verwaltungsgerichts
Polen. Allerdings sah das polni-
sche Recht seit Juli 2018 vor, dass
nur noch alle Bewerber gemein-
sam gegen die Besetzung von der-
artigen Richterstellen klagen kön-
nen. Das Oberste Verwaltungsge-
richt fand diese Regel absurd,
weil eine Klage nur zulässig wäre,
wenn auch der erfolgreiche Be-
werber klagt, und legte den Fall
dem EuGH vor.

Daraufhin wurde 2019 das pol-
nische Recht erneut geändert.
Nun kann gegen die Vorschläge
des Justizverwaltungsrat gar
nicht mehr geklagt werden. Zu-
dem wurden bereits erhobene
Klagen für erledigt erklärt. Damit
sollte auch der Vorlage an den
EuGH der Boden entzogen wer-
den. Doch das Oberste Verwal-
tungsgericht, das noch nicht von
der PiS kontrolliert wird, legte
auch diese Verschärfung dem
EuGH vor. Dieser erklärte nun,
dass eine Richterernennung
grundsätzlich gerichtlich kontrol-
lierbar sein muss, vor allemwenn
es ohnehin schon Zweifel an der
Unabhängigkeit des Justizverwal-
tungsrats gibt. Bereits die Rege-
lung von Juli 2018 habe dazu ge-
führt, dass die Klagemöglichkeit
gegen die Richterernennung „kei-
nerlei echte Wirksamkeit“ mehr
biete. Christian Rath

Rechtsstaat Ernennungen
von Richtern lassen sich
nicht mehr kontrollieren.
Der EuGH hält die Gesetze
für unwirksam.

Der EuGH in Luxemburg hat ein
Urteil zu Polens Umgang mit der
Justiz gefällt.
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Lagos. Nach vier Tagen in der
Hand von Geiselnehmern sind
hunderte verschleppter Schul-
mädchen aus dem westafrikani-
schen Staat Nigeria wieder in
Freiheit. „Die Mädchen wurden
freigelassen“, sagte Sicherheits-
minister der Zamfara-Provinz,
Abubakar Dauran. „Diese Nach-
richt bringt große Freude: Ich
freue mich, dass ihr Leiden glück-
lich ohne Zwischenfall endete“,
twittere Präsident Muhammadu
Buhari. Polizei und Militär wür-
den die Täter verfolgen, bräuch-
ten aber die Unterstützung der
Bevölkerung, um den Entführun-
gen ein Ende zu bereiten. dpa Ein Soldat sichert eine Gruppe von Schülerinnen.
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Verschleppte Schülerinnenwieder frei Fall Khashoggi
Anzeigen gegen
Kronprinzen
Berlin. Im Zusammenhang mit
dem Mordfall Khashoggi hat Re-
porter ohne Grenzen (RSF) beim
Generalbundesanwalt Strafanzei-
ge gegen den saudiarabischen
KronprinzenMohammed bin Sal-
man wegen Verbrechen gegen die
Menschlichkeit erstattet. Auch
weiteren hochrangigen Vertre-
tern des Königshauses werde die
systematische Verfolgung von
Medienschaffenden durch Sau-
di-Arabien vorgeworfen, gab die
Journalistenorganisation RSF am
Dienstag bekannt. afp

Peru
Ex-Präsident
angeklagt
Lima. In Peru ist Ex-Präsident Al-
berto Fujimori (82) wegen der
Zwangssterilisierung Zehntau-
sender Frauen angeklagt worden.
Die Staatsanwaltschaft wirft Fu-
jimori und drei seiner ehemali-
gen Gesundheitsminister vor, die
Sterilisation zumeist indigener
Frauen gegen ihrenWillen veran-
lasst zu haben. Mindestens fünf
Frauen seien an den Folgen ge-
storben und mindestens 1300
Frauen hätten lebenslange Ge-
sundheitsschäden, heißt es in der
Anklage. epd

Menschen sind im vergangenen Jahr
nach Angaben des Bundesinnenminis-
ters bei Übergriffen auf Flüchtlinge
und Asylbewerber in Deutschland ver-
letzt worden. Es gab im Schnitt jeden
Tag vier Übergriffe. Die Behörden re-
gistrierten nach vorläufigen Zahlen
1606 Angriffe und damit etwas weni-
ger als 2019 (1620 Fälle), hieß es auf
eine Anfrage der Linksfraktion. epd
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D ie FDP erlebt derzeit ei-
nen Aufschwung, erste
Umfragen sehen die Par-
tei mit zweistelligen Zu-

stimmungswerten. Die Kernthe-
men der Liberalen – Wirtschaft,
Freiheit, Modernisierung – haben
in der Pandemie eine selten da-
gewesene Relevanz erhalten. Im
Interview, das in seinem Bundes-
tagsbüro stattfindet, tritt Partei-
chef Christian Lindner dement-
sprechend selbstbewusst auf und
fordert von Bundeskanzlerin und
Ministerpräsidenten regionale
Öffnungen.

Sie kritisieren die Regierungspolitik,
tragen sie in den Ländern abermit.
Christian Lindner: Sie unterliegen
einem Missverständnis. In der
Runde der Kanzlerin mit den Län-
dern ist kein Liberaler beteiligt.
Die Krisenstrategie wird vom
CDU-geführten Kanzleramt ge-
prägt. Tatsächlich ist es vorge-
kommen, dass durch die
Bund-Länder-Runde Beschlüsse
der Landeskabinette, denen wir
angehören, zur Makulatur wur-
den. Ich halte es für richtig, dass
die Länder die im Bund getroffe-
nen Entscheidungen rechtsstaat-
lich umsetzen. Politisch muss es
in Berlin aber zu einem Politik-
wechsel kommen.

Was kennzeichnet liberale Politik in
der Pandemie?
Die FDP verbindet die leider not-
wendige Kritik an der Regierung
immer mit einem Gegenkonzept.
Von uns werden sie keine Relati-
vierung von Virus oder Mutatio-
nen hören, sondern Strategien,
die Gesundheitsschutz und Frei-
heit besser ausbalancieren, als die
Regierung das vermag. Wir wol-
len so zur Beruhigung im Land
beitragen. Natürlich könnten wir
schriller öffentlich auftreten, aber
damit würden wir die ohnehin
vorhandene Nervosität und Ge-
reiztheit noch anfachen. Wer im
September Regierungsverantwor-
tung für die Bundesrepublik
Deutschland übernehmen will,
darf kein Interesse daran haben,
dass sich die Gräben vertiefen.

Der Satz „Besser nicht regieren als
falsch regieren“ hängt Ihnen immer
noch nach. Gilt er noch?

Ich werde in diesem Jahr sogar
Werbung machen mit unserer Ja-
maika-Entscheidung von 2017. Die
Menschen können sich darauf
verlassen, dass es der FDP nicht
umDienstwagen, sondern um In-
halte geht. Ich könnte hier im In-
terview als Vizekanzler und Fi-
nanzminister sitzen. Das habe ich
abgelehnt, weil ich die zentralen
Wahlzusagen meiner Partei nicht

hätte erfüllen können. Die Ab-
schaffung des Soli, das Digitalmi-
nisterium, ein modernes Einwan-
derungsrecht – das wäre nicht
umsetzbar gewesen. Derzeit spre-
chen alle über Steuererhöhungen.
Ich gebe die politische Garantie,
dass es mit der FDP keine neuen
Belastungen für Beschäftigte ge-
ben wird. Auch nicht für diejeni-
gen, die unternehmerisches Risi-
ko für Arbeitsplätze tragen.

Mit wem ließe sich das am besten
verwirklichen?
Die größten Überschneidungen
gibt es im Bund mit der Union,
auch wenn sie sich nicht klar zur
Schuldenbremse bekennt, Steuer-
erhöhungen nicht ausschließt
und generell ambitionslos wirkt.
SPD, Grüne und Linke allerdings
wollen die Steuern erhöhen, die
Umverteilungsmaschine bis zum
bedingungslosen Grundeinkom-
men anschmeißen, effiziente Die-
selmotoren und Einfamilienhäu-

ser bekämpfen und in Europa eine
Schuldenunion einführen. Was
sollte da attraktiv für uns sein?

Sie glauben an Schwarz-Gelb?
In Berlin-Mitte hat das keiner im
Blick, dabei liegt Schwarz-Gelb in
Umfragen vor Grün-Rot-Rot oder
einer Ampel. Schaut man sich die
Umfragen an, würden schon klei-
ne Verschiebungen reichen, da-
mit sowohl Schwarz-Gelb wie
auch Schwarz-Grün oder ein Am-
pel-Modell möglich wären. Das
gäbe dann wirklich spannende
Verhandlungen.

In Baden-Württemberg wird die Am-
pel wohl rechnerischmöglich.Was
wird das die Grünen kosten?
Über eine mögliche Koalition ent-
scheidet der Landesverband.
Aber ich kann drei Aspekte her-
vorheben. Baden-Württemberg
konnte einmal stolz sein auf sein
Bildungssystem. Bedauerlicher-
weise befindet es sich nur noch

im Mittelfeld. Deswegen brau-
chen wir eine Politik, die das Bil-
dungssystem wieder vernünftig
ausstattet und Leistungsfreude
vermittelt. Außerdemmuss es mit
der digitalen Infrastruktur voran
gehen. Ich war vor kurzem im
Remstal, dort gab es nicht nur
schlechten Empfang, sondern
überhaupt kein Internet.

Und drittens?
Die Schlüsselbranchen leiden
aufgrund des technologischen
Wandels und falscher politischen
Rahmenbedingungen. Die Auto-
mobilindustrie steht vor einem
Strukturbruch, wenn weiter nur
einseitig batterieelektrische An-
triebe gefördert werden undWas-
serstoff und synthetische Kraft-
stoffe keine faire Chance erhal-
ten. Hyundai und Toyota sind so
dumm nicht, wenn sie sich, an-
ders als die deutsche Politik, auch
noch andere Technologieoptio-
nen offenhalten.

„Wirwollen zur Beruhigung beitragen“
FDP Parteichef Lindner erklärt den neuen Stil der Liberalen und was die Grünen im Südwesten eine Ampel kosten
muss – wobei er im Bund weiterhin nicht um jeden Preis regieren will. Von Claudia Kling und Igor Steinle

Christian Lindner, Fraktionsvorsitzender und FDP-Chef: Steuererhöhungen wird es mit den Liberalen nicht geben. Foto: Kira Hofmann/dpa

Zweistellig als Ziel
Seit sieben Jahren sitzt der 42-jäh-
rige Lindner der FDP vor. Sein größter
Erfolg gelang ihm 2017, als er die Partei
mit einem zweistelligen Ergebnis zu-
rück in den Bundestag führte. Koaliti-
onsverhandlungen mit Union und Grü-
nen brachen die Liberalen daraufhin
jedoch ab. Im Wahljahr 2021 hofft
Lindner nun, erstmals in der Geschich-
te der FDP ein zweistelliges Ergebnis
zu bestätigen. igs

4 POLITIK Mittwoch, 3. März 2021

Dieses Dokument ist lizenziert für Voebb-Servicezentrum, ui58016c.
Alle Rechte vorbehalten. © SÜDWEST PRESSE.  Download vom 20.01.2022 12:41 von bib-voebb.genios.de.


